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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Cannabis für Schwerkranke als Medikation zuzulassen, war das Anliegen einer Motion
Kessler (glp, SG), welches im Juni 2015 im Nationalrat zur Debatte stand. Der Vorstoss
sollte noch nicht zur sofortigen Anpassung gesetzlicher Grundlagen führen, jedoch ein
wissenschaftliches Pilotprojekt erwirken, mit dem der Einsatz von natürlichem
Cannabis, anstelle von synthetisiertem Cannabis, als medizinisch wirksame Therapie
untersucht werden könnte. Gegenwärtig würden zahlreiche Schmerzpatienten in der
Schweiz ihre Beschwerden illegal mit Cannabis lindern, da eine zulässige Kur einerseits
mit komplizierten Bewilligungsverfahren behaftet ist und sie andererseits auch hohe
Kostenfolgen hat. Insofern sei der Einsatz von Cannabis, wie er in den Niederlanden
gemäss der Motionärin bereits üblich sei, im wissenschaftlichen Rahmen zu beurteilen.
Nur so könnte später auch erwirkt werden, dass Cannabistherapien von den
Krankenkassen mitfinanziert werden, was nicht durchsetzbar ist, solange
Cannabismedikamente nicht auf der Spezialitätenliste geführt werden.
Der Bundesrat stellte sich mit Vorbehalt hinter die Motion. Zwar werde unterstützt,
dass wissenschaftliche Studien die Sache aufgreifen, jedoch wollte der Bundesrat dies
lediglich im Rahmen der bestehenden Forschungskredite anregen. Die Erforschung von
natürlichem Cannabis als Gegenmodell herkömmlicher Arzneimittel sei keine
Bundesaufgabe, liess die Regierung verlauten. Es sei jedoch angezeigt, im Interesse
schwerkranker Menschen dort einen Schritt zu unternehmen und einen Beitrag zu
leisten. Die zunächst von Andrea Geissbühler (svp, BE) bekämpfte Motion wurde im Juni
nach kurzer Debatte mit 123 zu 39 Stimmen dem Ständerat überwiesen (17
Enthaltungen). Kessler setzte sich dafür ein, dass ihr Vorstoss nicht als Teil der
Drogenpolitik betrachtet werde, sondern explizit der medizinische Zweck im Zentrum
stehe. Insofern gehe es eben nicht um die Legalisierung von Cannabis als Suchtmittel.
Dieser Aspekt war es jedoch, der Geissbühler veranlasste, die Debatte führen zu wollen.
Bei einer allfälligen Aufhebung der behördlichen Bewilligungspflicht von
Cannabistherapien falle ein wichtiger Kontrollmechanismus weg. Da Cannabis neben
zahlreichen Substanzen auch das Rauschgift THC beinhalte, dürfe die
Bewilligungspraxis nicht hinterfragt werden. Insofern ortete sie sehr wohl eine
„Legalisierungstendenz“. Der Gesundheitsminister zeigte sich weiterhin offen für das
Anliegen und brachte vor allem das Interesse an weiteren Entscheidungsgrundlagen
zum Ausdruck, das aus ebensolchen wissenschaftlichen Studien gezogen werden
könnte. 1

MOTION
DATUM: 02.06.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Suchtmittel

Eine Motion Geissbühler (svp, BE) von 2007 verlangte, die Gesetzgebung dahingehend
zu ändern, dass der Anbau von Hanf vor der Aussaat meldepflichtig würde. Der
Nachweis, dass der Anbau nicht zum Zweck der Betäubungsmittelgewinnung erfolgt,
obliegt dabei der anpflanzenden Person. Die Motion wurde vom Nationalrat als
überflüssig abgelehnt, weil sie in der BMG-Revision von 2008 bereits berücksichtigt
worden war. 2

MOTION
DATUM: 03.06.2009
LINDA ROHRER

Der vom BAG in Auftrag gegebene Bericht, der die Straffreiheit für jeglichen
Drogenkonsum vorschlug, hatte auch politische Folgen. Eine Motion Geissbühler (svp,
BE) nahm der Nationalrat nur teilweise an. Die erste Forderung, welche die umgehende
Absetzung derjenigen Drogenexpertengruppe forderte, welche den oben erwähnten
Bericht verfasst hatte, wurde abgelehnt. Die drei weiteren Punkte, nämlich die
Umsetzung des Betäubungsmittelgesetzes, die Zielsetzung der Abstinenz sowie die
Erarbeitung der Verordnungen innerhalb des Bundesamtes für Gesundheit und nicht
durch externe Gruppen, wurden angenommen. Der Bundesrat hatte ebenfalls die
Annahme der letzten drei Punkte und die Ablehnung des ersten Punktes gefordert. Dies
deshalb, weil die von der Motionärin als einseitig zusammengesetzte
Drogenexpertengruppe mit der Abgabe des Berichtes ihre Aufgabe bereits erfüllt hatte
und aufgelöst worden war. 3

MOTION
DATUM: 17.12.2010
LUZIUS MEYER
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Le Conseil des Etats a rejeté par 20 voix contre 10 une motion Geissbühler (udc, BE)
partiellement adoptée par le Conseil national l’année précédente visant à mettre en
œuvre la loi sur les stupéfiants, à tenir particulièrement compte de la disposition
relative à l’abstinence dans les ordonnances d’applications et à élaborer ces
ordonnances sans mandater d’experts externes coûteux. Le Conseil fédéral a jugé cette
motion inutile car ses revendications sont déjà satisfaites. 4

MOTION
DATUM: 29.09.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Im Juli 2019 gab ein Entscheid des Bundesgerichts über den Besitz von Cannabis bei
Jugendlichen zu reden. Es sprach einen 16-Jährigen aus Winterthur, der mit 1.4 Gramm
Marihuana erwischt worden war, frei und hob damit einen Strafbefehl und einen
Verweis der Jugendstrafanwaltschaft auf. Damit machte das Bundesgericht klar, dass
von der 2012 vorgenommenen Änderung des BetmG, die es Erwachsenen erlaubt, 10
Gramm Cannabis straffrei auf sich zu tragen, und sie beim Konsumieren nur noch mit
einer Ordnungsbusse statt mit einer Strafuntersuchung zu bestrafen, ersterer Teil auch
für Teenager gelten soll. Dies obwohl der Bundesrat in der Medienmitteilung zum
Inkrafttreten der Revision Folgendes geschrieben hatte: «Für Jugendliche, die
Cannabis konsumieren, gilt diese Gesetzesrevision nicht. Sie werden weiterhin in einem
ordentlichen Verfahren nach der Jugendstrafprozessordnung beurteilt.» Der Konsum
der Droge durch Minderjährige wird allerdings immer noch strafrechtlich verfolgt. 
Nicht zufrieden mit dem Urteil zeigten sich Andrea Geissbühler (svp, BE) und Thomas de
Courten (svp, BL). Das Gericht habe sich über den Willen des Parlaments hinweggesetzt,
welches lediglich eine Lockerung für Volljährige beabsichtigte, so Geissbühler. Weiter
warf sie dem Bundesgericht Naivität vor. De Courten liess verlauten, dass niemand im
Besitz von Cannabis sei, «um es sich unter das Kopfkissen zu legen». Der SVP-Politiker
und seine Parteikollegin beabsichtigen beide, politische Vorstösse zu lancieren, um das
Gesetz zu verbessern. Da der Bundesrat einen Experimentierartikel zur Cannabisabgabe
einführen wollte, war das BetmG zum Zeitpunkt des Urteils ohnehin in Revision. Die
Oberjugendanwaltschaft Zürich, deren Urteil an das Bundesgericht weitergezogen
worden war, bedauerte den Entscheid des Bundesgerichts, da man sich aus Sicht des
Jugendschutzes einen anderen Ausgang erhofft habe. 5

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 20.07.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels parlamentarischer Initiative forderte Michaël Buffat (svp, VD) im September 2019
eine einjährige Mindestfreiheitsstrafe für Personen, die mit schweren Drogen wie
Kokain oder Heroin an öffentlich zugänglichen Orten Handel betreiben. Mitte
November desselben Jahres befasste sich die RK-NR mit dem Geschäft. Während die
Mehrheit (16 zu 8 Stimmen) der Ansicht war, dass Mindeststrafen keinen Beitrag zur
Verringerung von Strassenkriminalität leisteten, und sich gegen Folgegeben
aussprachen, befürwortete eine Minderheit aus SVP-Vertreterinnen und -Vertretern
rund um Andrea Geissbühler (svp, BE) die parlamentarische Initiative. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.11.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

1) AB NR, 2015, S. 809 ff.; BZ, TA, 3.6.15
2) AB NR, 2009, S. 1007; AB NR, 2009, S. 1007. 
3) AB NR, 2010, S. 2159
4) BO CE, 2011, p. 1022 s.
5) Bundesgerichtsurteil 6B_509/2018 vom 2.7.19; Medienmitteilung BR vom 31.5.13; TA, 19.7.19; AZ, SGT, 20.7.19
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